
Stadtgericht meint — ein gänzlicher Verlust seines Scha
denersatzanspruchs. Das wäre nur dann der Fall gewe
sen, wenn festgestanden hätte, daß der Kläger auch 
für diese ihm angetragene neue Arbeitsaufgabe zumin
dest das gleiche Arbeitseinkommen wie in seiner voran
gegangenen Tätigkeit hätte erzielen können. Bei einem 
geringeren Verdienst hingegen wäre ein Schadenersatz
anspruch in Höhe der Differenz zwischen diesem und 
dem früheren Gehalt gerechtfertigt gewesen. Das Stadt
gericht hat jedoch dieser I'rage keine Bedeutung beige
messen und dieserhalb offenbar auch keine weiteren 
Erörterungen angestellt; denn es hat selbst für den Fall 
einer monatlichen Gehaltsminderung um etwa 150 M 
einen Schadenersatzanspruch des Klägers verneint. 
Dieser Rechtsauffassung konnte nicht gefolgt werden, 
weil für diesen Differenzbetrag nicht die dem Kläger 
vorwerfbare Zurückhaltung bei der Aufnahme einer ihm 
zumutbaren Arbeit kausal gewesen wäre.
Die Klärung dieser vom Stadtgericht außer Betracht 
gelassenen Frage ist nunmehr vom Senat anhand des 
auf kollektivvertraglichen Gehaltsregelungen beruhen
den Vorbringens der Parteien nachgeholt worden. In 
diesem Umfang war eine Tatsachenergänzung auch im 
Kassationsverfahren möglich (§ 9 Abs. 2 AGO). Demnach 
steht unstreitig fest, daß dem Kläger von der Verklag
ten ein neues Arbeitsrechtsverhältnis zu einem monat
lichen Bruttogehalt in Höhe von 1 080 M (Ende JIII) 
angeboten worden war. Dieser zu erzielen mögliche Be
trag war also auf die Schadenersatzansprüche des Klä
gers anzurechnen..
Dagegen konnte nicht auch noch, wie die Verklagte 
meinte, die auf der Grundlage von 1 080 M zu errech
nende achtprozentige Treueprämie mit in Ansatz ge
bracht werden. Ob die Verklagte diese zu zahlen bereit 
war, kann dahingestellt bleiben. Jedenfalls hätte für den 
Kläger hierauf kein Rechtsanspruch bestanden, weil die 
bisherige Betriebszugehörigkeit im neuen Arbeitsrechts
verhältnis nicht hätte angerechnet werden können.
Aus den dargelegten Gründen war das Urteil des Stadt
gerichts wegen unzureichender Sachaufklärung und 
einer darauf beruhenden Verletzung der Bestimmung 
des § 116 GBA hinsichtlich der Entscheidung über den 
Schadenersatzanspruch des Klägers aufzuheben. Die Ver
klagte war im Wege der Selbstentscheidung zu verurtei
len, an den Kläger über die 653,40 M hinaus ab 19. April 
1972 bis zum 18. August 1972, d. h. für vier Monate wei
teren Schadenersatz in Höhe des Differenzbetrags zwi
schen 1 306,80 M monatlich brutto und 1 080 M monat
lich brutto, das sind 907,20 M brutto, zu zahlen (§ 9 
Abs. 2 AGO).

Beim Staatsverlag der DDR in Vorbereitung
Autorenkollektiv unter Leitung von W. S. Andrejew: 
Sowjetisches Arbeitsrecht
Etwa 510 S.; Preis etwa 20 M

Dieses Werk vermittelt einen umfassenden Überblick über das 
sowjetische Arbeitsrecht. Es verdeutlicht die Wesenszüge, die jedem 
sozialistischen Arbeitsrecht eigen sind, und läßt gleichzeitig die natio
nalen Besonderheiten des sowjetischen Arbeitsrechts deutlich hervor
treten. Klar gegliedert und theoretisch fundiert werden zunächst der 
Begriff und das System des sowjetischen Arbeitsrechts, seine Rolle 
beim kommunistischen Aufbau, seine Grundprinzipien und Quellen 
dargestellt. Ausführlich werden die vom sowjetischen Arbeitsrecht 
geregelten Rechtsverhältnisse, die Rechte der Gewerkschaften und die 
Rolle des Kollektivvertrags behandelt. Weitere Kapitel beschäftigen 
sich eingehend mit dem Arbeitsvertrag, der Qualifizierung der Werk
tätigen, den Regelungen über Arbeitszeit und Freizeit, dem Arbeits
lohn, dem Arbeitsschutz, der Arbeitsdisziplin und der materiellen 
Verantwortlichkeit der Arbeiter und Angestellten. Sehr informativ 
sind auch die Darlegungen über die Arbeitsstreitigkeiten und ihre 
Entscheidung sowie über die Sozialversicherung der Werktätigen. 
Zwei abschließende Kapitel enthalten Grundzüge des Arbeitsrechts 
der anderen sozialistischen Staaten und eine allgemeine Charakte
ristik des Arbeitsrechts der kapitalistischen Staaten.
Das Buch gibt viele Anregungen zur schöpferischen Durchdringung 
und Weiterentwicklung des Arbeitsrechts der DDR.
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